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Deutſcher Reichstag. gönnen Jedermann fein Recht, allein wir ſind nicht dem Herrn Abgeordneten, der ſoeben die Tribüne 

48 Sitzung vom 8 Mai fo ſentimental, unſer Wahlrecht durch die Soztal-| verlaſſen hat, in der Zeit, wo er Miniſter war, in 

Präſdent Graf von Arnim eröffnet die demokraten beeinträchtigen zu laſſen. (Beifall.) ihrem ganzen Umfange feſtgeſtellt worden. Der 
Eigung um 11% Uhr mit geſchäftlichen Mittbei⸗ Abg. Kayſer erwidert dem Vorredner, ver⸗ Herr Vorredner hat auf die entgegenſtehende Landes- 
lungen. ſelbe dürfte wohl nicht die geeignete Perſönlichkeit! geſetzgebung hingewieſen. Ich muß erwähnen, daß 
Am Tische des Bundesrathes: Staalsſektetär ſein, über Rückſchtsloſigkeiten fi zu beklagen. Die ich heute auenahmsweiſe im Namen Sr. Majeſtät 


dennoch an der Debatte unter Schwierigkeiten be⸗ 
theilige, ſo kann ich darauf erwidern, daß es mir 
Bedürfniß geweſen iſt, doch noch einmal in meinem 
Leben von dieſer Stelle aus zu Ihnen zu reden 
und Zeugniß abzulegen für die nationalen Beſtre⸗ 
bungen und gegen die partikulariſtiſchen und Par⸗ 


Hofmann. Berliner Wahlen würden ſchlimmer beeinflußt, als] des Kaiſers ſpreche; denn es handelt ſich hier um [ teibeſtiebungen, welche der Entwickelung des 
Tagesordnung: irgend eine andere Wahl Die Hauswirthe Ber- das Recht, Verträge zu ſchließen, welches der Kaiſer Reiches entgegenſtehen. Und es drängt mich, dies 
J. Wahlprüfungen: lins zum Wächter des Wahlrechts hinzuſtellen, ſei ausübt, und um die Herbeiführung der Genehmi- Zeugniß abzulegen, weil heute diejenigen Männer, 


welche mit uns vor zehn Jahren dem großen na⸗ 


1) Abg. Kochann berichtet Namens der gefährlich, es würden dann die kleinen Miether, gung des Reichstages, nachdem die Zuſtimmung des 
tionalen Gedanken einen begeiſterten Ausdruck ga⸗ 


Wahlprüfungs⸗Kommiſſion über die Wahl des Abg. die Schlafſtellen- Inhaber, ihr Wahlrecht verlieren, Bundesraths geſichert iſt. Ich muß ſagen, daß die 


Klotz im 6. Berliner Wahlkreiſe. Die Berliner Wählerliſten ſeien mangelhafter als Regierung nicht in der Lage iſt, ſich ſolche Bedin- ben, jetzt zu einer partikulariſtiſchen Handhabung 
Die Kommiſſion beantragt: irgend welche in Trakehnen, Pillkallen oder Tarno- | gungen auferlegen zu laſſen, wie es die Kommiſſion] der Reichsverfaſſung die Hand bieten. (Bewegung) 
1) Die Wahl für gültig zu erklären. witz oder Kattowitz. So etwas geſchehe in dem will. Es überſchreitet dies die dem Reichstage] Und wenn ich ſehe, daß mein bedeutendſter Mit- 


arbeiter bei der Herſtellung der Reichsverfaſſung 
Arm in Arm mit dem Centrum und den Parteien 
geht, die damals gegen die Reichsverfaſſung waren 
und mir gegenüberſteht, dann habe ich das Gefühl, 
daß eine rückläufige Bewegung in der Begeiſterung 
für die nationale Entwicklung, die uns damals 
Alle beherrſchte, eingetreten iſt. Ich kann dieſe 
Bewegung nicht aufhalten, aber ich muß meine 
Stimme dagegen erheben von einer Stelle aus, wo 
ich ſicher bin, gehört zu werden. Ich weiß nicht, 
ob der Boden der Reichs verfaſſung feſt genug iſt, 
um zur Unterlage derjenigen Parteikämpfe zu die⸗ 
nen, die heute geführt werden. Es iſt das erſte 
Mal, daß der Reichstag dem Bundesrath ein un- 
zweifelhaftes Recht beſtreiten will, für das die 
preußiſche Regierung feſt einzutreten entſchloſſen iſt. 
Ich komme auf dieſe Frage noch zurück. Ich will 
mich einſtweilen zu der Konſtellation wenden, die 
der Reichspolitik in dieſer Seſſion entgegen getreten 
Unſer Hauptgegner iſt das Centrum geweſen; das 
Centrum hat in allen Fragen, im preußiſchen Land⸗ 
tage ſowohl, wie im Reichstage, wenig auf Seiten 
der Regierung geſtanden. Wenn man die Stärke 
des Centrums bedenkt, ſo iſt das eine ſehr wichtige 
Thatſache, mit der man rechnen muß. Bei der 
Abſtimmung über Samoa war genau die Hälfte 
der Majorität dieſer Versammlung vom Centrum 
geſtellt, nämlich 64 von 128. Die Herren werden 
ja wiſſen, was ſie damit erreichen wollen, und wir 
werden ſchließlich unſere Rechnung machen, fo 
wie es geht. Die Herren werden es ſelbſt ver- 
antworten, die früher gegen das Centrum ſtimmten 
und jetzt dieſes für ſtark genug halten, um gele- 
gentlich mit ihm gegen die Regierung Excurſtonen 
zu machen. Es iſt bei der großen Machtſtellung 
des Centrums und der geringen Anzahl der ſonſti⸗ 
gen Gegner der Regierung ſehr natürlich, daß Letz⸗ 
tere ſich mit dem Centrum zu vereinigen ſuchen, um 
die Regierung zu bekämpfen. Daß dies aber nicht 
zum inneren Frieden führen kann, liegt auf der 
Hand und hat auch ungünſtig auf unſere Verhält⸗ 
niſſe eingewirkt. Die Regierung mit allen Mitteln 
zu bekämpfen, iſt ja ein Grundrecht jedes Deutſchen 
(Heiterkeit), und wenn man einen viel ſtärkeren 
Bundes genoſſen findet, ſo if das ſehr erwünſcht, 
um- feine eigenen Intereſſen oder Fraktions⸗Rück⸗ 
ſichten zu vertreten. Dieſes ganze Syſtem, daß die 
Parteien ſich mit prinzipiellen Gegnern zur will⸗ 
kommenen Oppoſition verbinden, halte ich für die 
Reichsverfaſſung außerordentlich verderblich im Sinne 
der liberalen Partei, namentlich aber auch im Sinne 
der Konſervativen. Die Frage, ob es richtig if, 
den Partlikularismus zu unterßutzen und bis zum 
Aeußerſten zwiſchen Reichstag und Bundesrath zu 
verfolgen, iſt nicht zu unterſchäßen. Die Haltung 
der Majorität der Kommiſſion iſt in Bezug auf den 
Partikularismus nicht ohne Erfolg geweſen. Es 
giebt Staaten, die aus partikulariſtiſchem Bedürfniß 
ſagen, es muß jedes Sonderrecht geſchützt werden. 
Es giebt auch ſehr Viele, welche ſich aus Furcht 
vor parlamentariſchen Unannehmlichkeiten einſchüch⸗ 
tern, und ſich als Mauerbrecher gegen die Negie- 
rung benutzen laſſen, um, geftügt auf die Bundes 
genoſſenſchaft des Centrums, die Regierung anzu⸗ 
greiſen und gegen dieſelbe zu ſtimmen. Früher 
waren es nur die Beſtrebungen des Centrums, der 
Polen und des Fortichritts, die wir zu bekämpfen 
batten, neuerdings iſt auch noch die Firma des 
Freihandels hinzugetreten. Wir können ſagen, daß 
gegen uns das Centrum, der Fortſchritt und der 
Freihandel iſt, ja der Freihandel nicht nur bei den 
Liberalen, ſondern bis in die Reihen der Konſerva⸗ 
tiven hinein (Heiterkeit); die Regierung kann allen 
dieſen Vorgängen ruhig in's Auge ſehen, aber das 
kann ich ſagen, daß das Verfahren des Centrums 
ſeit dem vorigen Herbſt auf meine praktiſche Tha⸗ 
tigkeit zurückgewirkt hat. Vor einem Jahre verließ 


2) den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu fortſchrittlichen Berlin, der Stadt der Intelligenz. durch die Verfaſſung beigelegte Befugniß. Das iſt 
veranlaſſen, daß dem hieſigen Magiſtrate — unter Das könne nicht ſcharf genug gerügt werden. Red eine Art von Prejfion, die auf die Regierung aus⸗ 
Miß billigung des ven ihm bisher beobachteten Ver- ner führt dann verſchiedene Beiſpiele an, um nach- geübt werden ſoll, eine Preſſton, der ſich die Re- 
fahrens — die ſtrikte Befolgung der S$ 1 und 4! juweifen, daß zahlreiche Perſonen mit Unrecht wegen gierung in keinem Falle fügen wird. Sollte aber 
bei Anfertigung der Wählerliſten und die ordnungs⸗ Armenunterſtüung aus den Wahliften geſtrichen dieſer Vorbehalt angenommen werben, e nen 
gemäße Herftellung des Verzeichniſſes der Wahlbe⸗ worden find, beiſpielsweiſe ſolche Perſonen, deren] an unſerer Stellung nichts ändern. Außerdem, 
‚zirke ꝛc. für die Zukunft anbefohlen werde. Familien Unterſtützungen empfangen haben, während] ſelbſt wenn Landesgeſetze den Reichsgeſetzen entgegen 

Abg. Kayſer beantragt dagegen die Ungül⸗ ſie zur Fahne eingezogen waren. a ſtehen, jo wird den erſteren durch dieſe derogirt. 
ligkeitserklärung der Wahl, eventuell dem Kommiſ⸗ Abg. Löwe (Berlin) nimmt den Magiſtrat] Die Reichsverfaſſung ſpricht ſich ganz unzweideutig 
ſionsbeſchluſſe hinzuzufügen: gegen die Angriffe des Vorredners in Schutz und] dahin aus, daß das Zollgebiet des Reiches mit 

3) der Reichskanzler wolle dem Magiſtrat behauptet ſeinerſeits, daß der Magiſtrat gerade inf ſeinen äußeren Grenzen zuſammenfallen ſoll. Von 
weiter mittheilen, daß es unzuläſſig ſei, die während Bezug auf die Armenunterſtützungen bei Aufftellung | dem dem Bundesrath zustehenden Recht, die Zoll⸗ 
des Wahlaktes amtlich benutzten Wahlliſten zu an- der MWählerliften ſehr liberal verfahre. grenze zu beſtimmen, hat derſelbe bisher keinen Ge⸗ 
deren als amtlichen Zwecken zu benutzen und Die Diskuſſion wird geſchloſſen. brauch gemacht. Der Beſitzſtand des Bundesraths 

Der Antrag der Kommiſſton wird angenommen, in Ausübung dieſes Rechtes iſt aber bisher nicht 
der des Abg. Kayſer abgelehnt. i angezweifelt worden und die klaren Beſtimmungen 
. ten! Es folgt die zweite Berathung der am 7. des Geſetzes zu Gunſten einer künſtlichen Konſtruk⸗ 
empfangen, eine Gtrei-| März 1880 zu Wien untergel_ineten repibirten EIb- tion zu entteäften, it dem Herrn Vomedner nicht 
unterſtüßung unzuläffig it. ſchifffahrtsakte nebſt Schlußprotokoll von demſelben] gelungen. Daß das Recht des Bundesrathes, die 

Abg. Haſenelever bedauert, daß die Kom-] Tage auf Grund des mündlichen Berichts der XV. J Elbe mit einer Zolllinie zu durchſchneiden, ſtets feſt 
miſſion jetzt erſt, 2 Jahre nach der Wahl, Bericht Kommiſſton. . ſtand, dafür kann ich das Zeugniß aller höheren 
erftatte. Inzwiſchen ſei das Intereſſe an der Sache Referent Abg. Delbrück befürwortet die[ Beamten anführen, die mit der Sache Befaſſung 
erkaltet und wenn erſt der Abgeordnete 2 bis 3 Annahme folgenden Antrags der Kommiſſion: der] hatten, namentlich desjenigen, der jetzt als Abge⸗ 
Seſſionen im Haufe Sitz und Stimme gehabt habe, Vorlage die verfaſſungsmäßige Genehmigung mit] ordneter in Ihrer Mitte ſizt. Damals war ihm 
dann ſei dle ſpätere Kaffation ganz werthlos Hiet dem Vorbehalte zu ertheilen, daß die zur Zeit auf | Die Berechtigung des Bundesraths in keiner Weiſe 
müſſe eine Aenderung eintreten, die Wahlprüfungen der Elbe beſtehende Zollgrenze nur durch Geſetz an zweifelhaft, und bei feiner Gewiſſenhaftigkeit würde 
müſſen ſofort nach Eröffnung der Leglslatur erfol- eine unterhalb dieſer Grenze gelegene Stelle verlegt [er dem Reichstage die Thatſachen nicht verſchwiegen 
gen. Mit beſonderer Genugthuung erfülle es ihn, werden kann haben, die dieſem Rechte entgegenſtehen. Er hat 
daß der Reichskanzler dem Magiftrat von Berlin Die Abgg. v. Seydewitz, v. Helldorff⸗Bedra, jener Bundesrathsſttzung ſelbſt präſidirt, in welcher 
eine Rüge erthellen solle. Redner führt ſodann Ackermann, Graf v. Kleiſt und udo Graf zu die von Preußen beantragte Elbſtrecke von Witten. 
aus, welche Mebergeiffe ſich angeblich die Polizei Stelberg beantragen dagegen die Streichung des] berg bis oberhalb Hamburg berathen und ſanktionirt 
und die von derſelben unterſtützte Fortſchrittspartei Vorbehalts. N f wurde. Der Antrag liegt mir im Konzept vor, 
(Heiterkeit) bel dieſer Wahl erlaubt habe. Nament- Abg. Delbrück giebt zunächſt eine faktiſche und er iſt vielfach durchkorrigirt von der Hand des 
lich ſei zu beklagen, daß die fortſchrittlichen Wahl- Darſtellung der jetzt auf der Elbe beſtehenden Zoll- Herrn Delbrück. Seitdem iſt nichts geſchehen, was 
vorſtände den mit Gemeindemitteln unterftüusgg grenze mit dem Hinzufügen, daß außerhalb diefer] die Meinung des Herrn Vorredners hätte umändern 
Sonlaldemokraten das Wahlrecht entzogen hätten. Zolgrenze der geſammte Schifffahrtsverkehr irgend können. Dieſer Vertrag iſt im Jahre 1868 zum 

Abg. Achter (Hagen): Anſtatt die Nie, einer Zollkontrole nicht unterworfen ſel. Gegen vir] Beſchluß erhoben worden. Bet der Gewiſſenhaftig · 
verlage der Sozlaldemoktatie im Jahre 1878 zu- Vorlage ſeien in der Kommiſſton um deshalb Be- keit des Herrn Vorredners iſt die Befürchtung aus, 
jugefteßen, glaubt der Vorredner jegt ſeine und ſei- denken laut geworden, weil die Befreiung der Un- g ſchloſſen, daß er die Verfaſfungsſeite nicht nach 
ner Parlei Niederlage in Berlin der Polizel zur terelbe von der Zollkontrole auf Geſez und Vertrag allen Richtungen erwogen haben wird. Der Be⸗ 
Laſt legen zu müſſen. Das tft einfach lächerlich. beruht, alſo gegenwärtig nur durch Geſetz würde ſchluß iſt gefaßt worden unter Zustimmung auch der 
Der Vorredner beklagt ſich darüber, daß die Stamm- abgeändert werden können. Darüber hätten in der Hanſeſtädte Bremen und Hamburg. Sie haben 
gäſte die Wirthe beſtimmt hätten, der Sozlaldeme⸗ Kommiſſion keine Zweifel beſtanden, daß das Reich alſo anerkannt, daß der Bundesrath hier zu ent 
katie die Lokale zu verweigern. Ich würde als ſeine Zollgrenze ſelbſt zu regeln habt. Es wurde ſcheiden hat, und Se. Majeſtät kann unmöglich ger 
Stammgaſt eben jo handeln. Der Vorteduer hat hervorgehoben, daß, wenn das Reich dieſe ſouveräßze ſonnen ſein, dieſes Recht des Bundesraths irgend. 
unſere Wahlaufrufe bemängelt. Wir haben 5 habe, in einzelnen Fällen zu unter-] wie in Zwetfel ziehen zu laſſen; ſondern ich muß 
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100 Schellen nur eine wiedergegeben. Die Spracht ſuchen ſet, welche Organe des Reſches dieſen Wil⸗] Namens Sr. Majeſtät erklären, daß, falls der Be⸗ 
der Sozialdemokraten war einfach pöbelhaft. (Der] len des Reiches auszusprechen befugt ſeien, mit einem 
Redner verlieſt einige ſozialdemokratiſche Wahlauf⸗ Wort: ob das eine Sache der Exekution oder der 
rufe.) Was nun die Anträge der Kommiſſion mit Legislative ſei. Die Mehrheit der Kommiſſion habe 
ſich für eine geſetzliche Regelung erklärt. Der ger 
genwärtige Zuſtand ſchließe nach der Anſicht der 
5 Kommiſſton eine Reviſlon der Schiffe unterhalb 
dann überzeugt, daß die bezüglichen Beſtimmungen] Hamburgs und in Konſequenz davon die Ziehung 
des Wahlreglements gar nicht auf die großen Städte einer Zollgrenze unterhalb Hamburgs aus, denn dies 
paſſen. Den Magiſtrat von Berlin trifft keine würde keinen andern Sinn haben, als daß die dieſe 
Schuld, er hat ein techniſches Wahlbureau, das Grenze paſſirenden Waſſerfahrzeuge einer zollamt- 
Jahr ein Jahr aus ſich mit dieſen Dingen beſchäf- lichen Kontrole zu unterwerfen ſeien. Und in der 
tigt, ein Bureau aus tüchtigen, techniſch geschulten That habe auch ſeit dem Jahre 1821 keine ſolche 
Beamten beſtehend, ohne jedes Partelintereſſe. Det Konttole unterhalb der Elbe ſtattgefunden der Zoll 
Redner ſchildert die bezüglichen Verhältniſſe und er- ſel ſtets in Hamburg erhoben worden. In der 
kennt es dankbar an, daß der Magistrat durch feine! Kommiſſion ſeien deshalb auch Stimmen laut ger 
Organe, die Armenkommiſſionen, 2000 Perſonen] worden, welche behaupteten, daß die Zollgrenze un⸗ 
aus den Wahlliſten geſtrichen hat, die aus. öffent terhalb der Elbe als ein Preſſtonsmittel gegen Ham- 
lien Mitteln beſtimmte Uaterſtützungen erhalten burg zur Verzichtleiſtung auf das Recht der Frei⸗ 
baben, denn wer wirthſchaftlich nicht ſelbſtſtändig hafenſtellung dazu benutzt werden könnte. Redner 
ſei, dürfe nicht über feine Mitbürger mitbeſtimmen. bittet um Annahme des Kommiſſionsbeſchluſſes. anerkannt worden. Ich führe dies nur an, um 
Der Redner theilt ſodann mit, daß 165 Perſonen Reichskanzler Füeſt Bismarck: M. H.! Ihnen das Rechtsgefühl und das Rechts bewußtſein 
die Frechheit hat en, ſich nachträglich in die Liſten Geſtatten Sie mir, daß ich zunächſt meinem auf- aller Behörden nachzuweiſen, die damals vorhanden 
des 6. Wahlkreiſes eintragen zu laſſen, ohne in dem richtigen Bedauern darüber Ausdruck gebe, daß ich] waren, jetzt aber etwas matter geworden find, 
Wahlkreiſe zu wohnen. Der Staatsanwalt habe an den bisherigen Berathungen des Hauſes nicht (Widerſpruch.) Der Partikularismus iſt gewachſen, 
leider die Verfolgung dieſer Perſonen abgelehnt. reßer habe theilnehmen können. Wenn ich heute der Kampf der Parteien iſt gewachſen, der Ver⸗ 
Für Berlin paſſen die Wahlvorſchriften gar nicht, von der mir vorgeſchriebenen Zurückhaltung eine faſſungsboden iſt erſchüttert (Unruhe, Widerſpruch) 
der Haus beſitzer muß für die richtige Ausfüllung Ausnahme mache, jo bewegt mich dazu nicht die — ja, meine Herren, ich bin dafür ein vollgülti⸗ 
ver Hausliſte verantwortlich gemacht werden. Der ungewöhnliche Bedeutung der Vorlage, die uns be⸗ ger, kompetenter Zeuge. Wenn Sie mich nun 
Magiſtrat verdient die Rüge der Kommiſſton nicht, ſchäftigt. Die revidirte Elbſchifffahrtsakte iſt ſeit fragen, warum ich, wenn ich dem Beſchluß, der 
denn das formale Verſehen iſt unbedeutend. Wir 6 Jahren, ſeit 1874, vorbereitet worden und von heute gefaßt wird, eine Tragweite nicht beilege, mich 


ſchluß der Kommiſſton zur Annahme gelangte, dies 
keine Gültigkeit erlangen kann; wir werden uns 
fragen müſſen, was daraus folgt, aber das Recht 
des Bundesraths wird dadurch in keiner Weiſe al⸗ 
terirt. — Mit dieſer ganzen Frage ſteht im engen 
Zuſammenhang das Freihafenrecht der Hanſeſtädte. 
Mir ſind von einigen Regierungen Propoſitionen 
gemacht worden, wonach dieſes ganze Freihafenrecht 
Hamburgs kein Singularrecht iſt, ſondern daß der 
Artikel 34 durch Geſetz, wenn nicht 14 Stimmen 
widerſprechen, aus der Welt geſchafft werden könne. 
Ich habe mit großer Beſtimmtheit geantwortet, daß 
ich dieſer Deduktion nicht beiſtimmen könne, ſondern 
vaß das Recht auf den Freihafen nicht eingeſchränkt 
werden könne. Daß aber die Grenzen, welche der 
Freihafen haben muß, der Beſtimmung des Bundes 
raths unterliege, iſt niemals in Zweifel gezogen 
worden, ſondern in einer amtlichen Publikation des 
Hamburger Senats vom Jahre 1868 ausdrücklich 


wünſcht, daß die Kommiſſion auf dieſe Angelegen- 
heit etwas näher eingegangen wäre, fie hätte ſich 


ich den Reichstag mit der aufrichtigen Ueberzeugung, 
daß die Herren vom Centrum ihrerſeits ſich zu 
einem Kompromiß nicht blos über Schutzzollfragen, 
ſondern auch über Fragen, die ihm nicht fern lie⸗ 
gen, verſtehen würden. In dieſer Ueberzeugung hielt 
ich mich ermuthigt, mit Vertrauen an die Verhand- 
lungen mit der römiſchen Kurie zu gehen, und ich 
verſprach mir damals ein erfreuliches Ergebniß da- 
von. Dieſes Vertrauen iſt durch das ausnahmslos 
oppoſitisnelle Verhalten des Centrums im Reichs- 
tage und im Abgeordnetenhauſe erſchüttert worden. 
Für mich liegt in dem Auftreten des Centrums ge⸗ 
gen die deutſche reſp. preußiſche Regierung eine In⸗ 
terpretation der Intentionen des römiſchen Stuhles, 
wir können und müſſen daraus folgern, was wir von 
Rom zu erwarten haben. (Unruhe im Centrum.) 
Ja, die meiſten von Ihnen (zum Centrum) ſind ja 
unter dem Einfluß von Prieſtern gewählt worden 
(Große Unruhe im Centrum), alſo, dies mein Be⸗ 
denken iſt ganz gerechtfertigt. Ich glaube, darauf 
wird Rückſicht zu nehmen ſein bei denjenigen In⸗ 
tentionen, die darauf gerichtet ſind, den Frieden zu 
machen. Wenn die Friedenshoffnungen von Ihnen 
zerſtört werden, ſo iſt das Ihre Sache. Bei vielen 
Leuten iſt die parlamentariſche Furcht größer als bei 
mir, obwohl ſie ihr ganzes Leben dabei zugebracht 
haben (Heiterkeit); ich habe mich weder von par⸗ 
lamentariſchen noch von partikulariſtiſchen Beſtre⸗ 
bungen überlaufen laſſen, und ich hoffe, daß ich 
auch in meinem jetzigen Alter, obwohl ich körper⸗ 
lich geſchwächt bin, meine Energie nicht ganz ver⸗ 
lieren werde. (Beifall rechts)) Vor Allem möchte 
ich vor dem Verſuch warnen, durch dieſe Einſchüch⸗ 
terung der Parteien Unfrieden zwiſchen den Regie⸗ 
rungen zu ſäen. Der Bundesrath iſt der einzige 
Hort der Sicherheit Ihrer Verfaſſung. Glauben 
Sie nicht, daß der Reichstag feſter ſteht als die 
Regierungsrechte, als die Rechte des Präſidiums. 
Alles beruht auf derſelben Baſis des Vertrages, 
den die Regierungen mit einander geſchloſſen haben. 
(Abg. Richter Gagen): Sehr richtig!) Ich 
habe bisher die Rechte der Regierungen ſorgfältig 
vertreten. Dieſe meine Beſtrebungen beruhen auf 
der Vorausſetzung der vollſten Beobachtung der Ver⸗ 
faſſung. Die Verfaſſung heute von der Majorität 
des Reichstages abhängig zu machen, iſt nicht un⸗ 
bedenklich. Ich habe den Kampf für die deutſche 
Einheit ſeit dreißig Jahren gekämpft, ſeit achtzehn 
Jahren befinde ich mich in einer Stellung, welche 
ein franzöſiſcher Hiſtoriker dahin präfizirt hat, daß 
auch der beſte Miniſter durch den Haß der Parteien 
aufgerieben wird. Nun, meine Herren, ich habe 
gelebt, geliebt und gefochten (Heiterkeit), das Ein- 
zige, was mich in meiner Stellung erhält, iſt der 
Wille des Kaiſers, den ich in ſeinem hohen Alter 
gegen ſeinen Willen nicht verlaſſen kann. Aber 
das kann ich ſagen, ich bin müde, todtmüde, na- 


mentlich, wenn ich ſehe, wie jetzt gegen die Einheit 


des deutſchen Reiches gekämpft wird. Darauf 
möchte ich die Parteien aufmerkſam machen: wenn 
die Laſt, die ich zu tragen habe, in andere Hände 
übergeht, ſo muß ich doch dem Kaiſer beſtimmte 
Vorſchläge machen. Ich bin überzeugt, daß Se. 
Majeſtät, nach dem Vertrauen, welches ſie mir bis 
jetzt bewieſen haben, auf dieſe Vorſchläge einige 
Rückſichten nehmen werden. Wenn ich ſehe, daß 
die Macht des Centrums unüberwindlich iſt, wenn 
alle übrigen Parteien zerriſſen ſind, ſo muß ich es 
im Intereſſe des inneren Friedens für richtig halten, 
einen Nachfolger in einer Sphäre zu ſuchen, welche 
es möglich macht, die Wünſche des Centrums und 
die der konſervativen Partei zu vereinigen. Es 
wird ſich ja dann zeigen, ob nachher der Fortſchritt 
und der Freihandel meinen Nachfolger auf den 
Weg nach Canoſſa bringen können; ich kann es 
aushalten. Ein anderer Weg iſt nur dann möglich, 
wenn alle Diejenigen, die mit den Beſtrebungen der 
Centrumspartei nicht einverſtanden find, ihre Strei- 
tigkeiten ruhen laſſen, kurz, wenn die ganze liberale 
Partei dem Centrum ihre Heeresfolge verſagt. Kön⸗ 
nen Sie das nicht, ſo ſind meine Ausſichten ſehr 
trübe. Ich kann nicht ruhig zuſehen, daß das 
deutſche Reich, welches ich mit Aufwand meiner 
ganzen Lebenskraft begründet, zurückgeht. Richten 
Sie es ein, wie Sie es wollen, aber verlangen Sie 
nicht von mir, daß ich dazu mitwirke, wenn Jeder 
ſich bemüht, die Grundpfeiler des Reiches in Frage 
zu ſtellen! (Beifall und Ziſchen.) 

Ein Antrag auf Vertagung wird abgelehnt. 

Abg. Dr. Wolffſon weiſt zunächſt den 
Vorwurf des Partikularismus ſowohl von der libe⸗ 
ralen Partei als namentlich von Hamburg zurück. 
Es handele ſich nicht um partikulariſtiſche Beſtre⸗ 
bungen, nicht um die Erwerbung neuer Rechte, 
vielmehr um die Vertheidigung und den Schutz des 
beſtehenden Rechts. Habe denn etwa Hamburg den 
Konflikt begonnen? Preußen ſei es geweſen, der 
große preußiſche Staat, der über das ſchwache 
Hamburg hergefallen und deſſen Recht in Frage 
geſtellt habe. (Sehr richtig.) Und nun nehme 
man es der Vertretung Hamburgs übel, daß ſie 
ihr gutes Recht vertheidige und nenne eine derartige 
Selbſtvertheidigung Partikularismus. Ein ſolcher 
Vorwurf ſei noch niemals dem Staate Hamburg 
gemacht worden; er habe ihn auch nicht verdient 
und weiſe denſelben zurück. Der Redner geht nun 
abermals auf die Sache ſelbſt ein und bekämpft 
jede Verſchiebung der Zoll- und Freihafengrenze 
Hamburgs und bittet zugleich, den Antrag der Kom⸗ 
miſſlon anzunehmen. 

Abg. Windthorſt bedauert ſehr, daß der 
Geſundheitszuſtand des Herrn Reichskanzlers dem- 
ſelben nicht geſtattet, hier zu bleiben, um die Ant- 
wort zu hören. Er habe geglaubt, daß, wenn man 
angreife, man dann auch verpflichtet ſei, die Ant- 
wort ſelbſt entgegenzunehmen. In der Sache ſelbſt 
konſtatirt der Redner, daß er ein ſolches Maß von 
Angriffen kaum erwartet habe; er werde an die 


Zeit erinnert, wo man die Mitglieder des Centrums 
als Reichsfeinde bezeichnet habe. Wir, die Mit- 
glieder des Centrums, und das ganze katholiſche 
Volk Deutſchlands empfinden ebenſo warm und 
lebhaft für Deutſchland als der Herr Reichskanzler 
oder irgend Einer hier im Hauſe. Wir nehmen 
aber das Reich auf Grund ſeiner Verfaſſung als 
föderativen Staat, und ſchützen innerhalb dieſer 
Verfaſſung die Rechte der Einzelſtaaten. Wie kann 
man uns den Vorwurf der Reichsfeindlichkeit machen, 
nachdem wir erſt im vorigen Jahre, als das Reich 
ſich in Geldverlegenheit befand, demſelben 130 
Millionen neuer Steuern bewilligt haben. In hun⸗ 
dert Abſtimmungen haben wir unſere Reichsfreund⸗ 
lichkeit bewieſen und überlaſſen es dem geſunden 
Sinn der deutſchen Bürger, darüber zu urtheilen, 
ob man einem Staate, den man ruiniren will, 
130 Millionen neue Steuern bewilligt. Möge der 
Reichskanzler an's Volk appelliren, und ich bin feſt 
überzeugt, unſere Wähler werden jedes Votum von 
uns beſtätigen. Der Redner kommt nunmehr zur 
Frage des Friedens mit Rom und konſtatirt, daß 
das katholiſche Volk den Kampf nicht begonnen, 
daß derſelbe vielmehr an dem ruhmreichſten Tage 
des deutſchen Reichs aus Verſailles mitgebracht 
worden ſei. Er habe allerdings die feſte Ueber⸗ 
zeugung, daß, wenn der Friede nicht zu Stande 
kommt, dann das Reich in ſeinen Fundamenten er⸗ 
ſchüttert bleibe. Er habe aber ferner die Ueber; 
zeugung, daß nur der Herr Reichskanzler dieſen 
Frieden herbeiführen und abſchließen könne. Möge 
er den Tag des Friedens nicht hinausſchieben, denn 
nur beim vollen Frieden könne das deutſche Reich 
gedeihen. Schließlich bittet der Redner im Voraus 
den Herrn Reichskanzler um Entſchuldigung für 
den Fall, wenn eins feiner Worte den Herrn Reichs- 
kanzler verletzen ſollte; es ſei nicht ſeine Abſicht ge⸗ 
weſen, in der Sache ſelbſt erklärt ſich der Redner 
im Sinne des Kommiſſionsantrages. 

Dann wird die Sitzung vertagt. 

Der Präſident anberaumt die nächſte Sitzung 
auf Montag Vormittag 11 Uhr und ſetzt auf die 
Tagesordnung: 1. Mündliche Berichte der Ge- 
ſchäftsordnungs⸗Kommiſſion, 2. Fortſetzung der heute 
vertagten Debatte, 3. mehrere dritte Leſungen. 

Abg. Richter (Hagen) bittet den Präſiden⸗ 
ten, die Fortſetzung der heutigen Berathung an die 
erſte Stelle zu ſetzen; es ſei ſchon mißlich, daß das 
Haus nicht ſofort auf die Rede des Reichskanzlers 
antworten könne. Das Land müſſe über die unge⸗ 
rechten Angriffe ſo ſchnell als möglich aufgeklärt 
werden. (Oho! rechts.) 

Der Präſident ändert die Tagesordnung im 
Sinne des Abg. Richter. 

Schluß 5 ¼ Uhr. 


Deutſchlaud. 
Berlin, 9. Mai. Der „Reichs- und Staats⸗ 
Anzeiger“ widmet dem verſtorbenen Staatsminiſter 
Dr. Leonhardt folgenden Nachruf: 

„Der Staatsminiſter Dr. Leonhardt iſt geſtern 
in Hannover, wohin er ſich nach ſeinem Ausſcheiden 
aus dem Staatsdienſte zurückgezogen hatte, nach 
ſchweren Leiden verſchieden. Welche Verdienſte ſich 
der Verſtorbene als Juſtizminiſter Preußens durch 
ſeine geſetzgeberiſchen Arbeiten, insbeſondere durch 
ſeinen hervorragenden Antheil an der Juſtizgeſetz⸗ 
gebung des Reiches erworben, wird unvergeſſen ſein 
und bleiben.“ 


Provinztelles. 

Stettin, 10. Mat. Als ſich am Oſter⸗Sonn⸗ 
abend Abend der Arbeiter Lobeſam nach ſeiner auf 
der Wollweberſtraße belegenen Wohnung begeben 
wollte, wurde er plötzlich in Grünhof an der Ne- 
mitzer - und Mühlenſtraßen⸗Ecke von 2 Männern 
ohne jede Urſache angegriffen, durch mehrere Meſſer⸗ 
ſtiche im Geſicht verwundet und dann über das 
Geländer der in der Nähe befindlichen Brücke ins 
Waſſer geworfen. An den erhaltenen Wunden hat 
L. circa 4 Wochen krank gelegen. Durch die 
Recherchen der Polizeibehörde gelang es, den Zim⸗ 
mermann Carl Joh. Ernſt Mierke und den Ar- 
beiter Heinr. Jul. Wolff als die Thäter zu er⸗ 
mitteln und hatten ſich dieſelben in der heutigen 
Sitzung der Strafkammer des Landgerichts wegen 
dieſer Rohheit zu verantworten und wurden, trotz- 
dem Beide hartnäckig leugneten, zu je 3 Jahren Ge⸗ 
fängniß verurtheilt. 

— Heute Morgen iſt der gewiß ſehr ſeltene 
Fall vorgekommen, daß eine Sau 19 Ferkel ge⸗ 
worfen hat. Dieſelbe iſt Eigenthum eines Fuhr⸗ 
herrn in der Alleeſtraße. Leider waren die Ferkel 
bei der Geburt bereits todt. 

— Zur Beachtung theilen wir folgendes Ge⸗ 
richts⸗Erkenntniß mit: Drei Dienſtmödchen eines 
Liegnitzer Hotels verließen vor Kurzem, entgegen 
dem direkten Verbote ihrer Dienſtherrſchaft, bei 
nächtlicher Weile das Haus und eilten auf den 
Tanzboden, von welchem fie erſt gegen Morgen zu- 
rückkehrten. Die Dienſtherrſchaft ließ ſich kluger 
Weiſe nicht in perſönliches Streiten mit den Mäd⸗ 
chen ein, ſondern machte von deren Thun und 
Treiben der Polizeibehörde Anzeige. Letztere nahm 
jedes der Dienſtmädchen in eine Strafe von 9 M., 
wogegen dieſe Rekurs einlegten. In der Sitzung 
des Schöffengerichts wurde in der Sache verhan⸗ 
delt und es wurde die Strafe, mit Berückſichtigung 
der von den Mädchen bewieſenen beſonderen Reni⸗ 
tenz, für jedes derſelben auf 15 M. erhöht. Die 
Koſten haben die tanzluſtigen Dämchen natürlich 
ebenfalls zu tragen. 

— In Darfin iſt am letzten Sonntage ein 
ſcheußlicher Mord verübt worden. Die Gebrüder 
Mertzke aus Sochow, ſo ſchreibt die „Ztg. f. H.“, 
hatten ſich nach Darſin begeben, um ſich dort zu 
beluſtigen. Sie ſprachen der Flaſche leider zu flet- 
ßig zu. Wie es in der Regel zu geſchehen pflegt, 


ſo geriethen auch ſie mit mehreren Darſinern in 
Streit. Derſelbe nahm jedoch zunächſt keine gefäßr- | 
liche Wendung. Erſt nachdem fie ſich weitere Cou⸗ 
rage angetrunken hatten, drangen fi, wahrſcheinlich 
um ihre vorherigen Gegner zu ſuchen, gewaltſam in 
mehrere Häuſer ein, bei welcher Gelegenheit ſie be⸗ 
reits einer Frau einen Meſſerſtich beibrachten. End⸗ 
lich ſcheinen ſie ſich auf die Lauer gelegt zu haben, 
um ihr Müthchen noch kühlen zu können. Gegen 
91½ Uhr Abends verließ der 32jährige Familien⸗ 
vater Braun, ein allgemein geachteter und ſehr 
nüchterner Menſch, noch ſeine Wohnung, um eine 
geſchäftliche Angelegenheit in der Nachbarſchaft zu 
beſorgen. Leider führte ihn ſein Weg an dem Hin- 
terhalte der Gebrüder Mertzke vorbei. Dieſe fielen 
denn auch ſofort über ihn her und hieben ſo lange 
mit Wagenrungen auf ihn ein, bis er beſinnungs⸗ 
los zuſammenbrach. Braun wurde bald gefunden 
und in ſeine Wohnung gebracht, wo er bereits ge⸗ 
gen 5 Uhr Morgens ſeinen Geiſt aufgab. Bei 
der ſtattgehabten Sektion ſind verſchiedene Schädel⸗ 
brüche als Todesurſache konſtatirt worden. Die 
Gebrüder Mertzke ſitzen jetzt, nachdem ſie zuvor in 
kräftigſter Weiſe gelyucht worden find, hinter Schloß 
und Riegel. Es wird ihnen wohl Gelegenheit ge- 
geben werden, einige Jahre in Naugard über ihre 
Schandthat nachzudenken. 

Greifenhagen, 7. Mat. Anſcheinend iſt das 
feurige Element aus unſerer Stadt verſcheucht und 
hat ſich nun die Umgegend als ſeinen Heerd aus⸗ 
erſehen. Es iſt binnen kurzer Zeit das fünfte Mal, 
wo unſere Spritzen zu Hülfe eilen mußten. Heute 
Mittag wurde wieder das Feuer Signal vom 
Thurme gegeben. Gleich darauf eilte auch ſchon 
eine Spritze von dannen und zwar nach dem Dorfe 
Ferdinandſtein, woſelbſt in der Scheune des Eigen⸗ 
thümers Beckmann Feuer ausgebrochen war. In 
wenigen Minuten waren nicht allein ſeine anderen 
Gebäude von den Flammen ergriffen, ſondern auch 
die des Eigenthümers Fritz Frank, der Speicher des 
Eigenthümers Beyersdorf, die Gehöfte der Eigen- 
thümer C. Jahnke, Iben, J. Lohf und des Gaſt⸗ 
wirths Peuſe. Letzterem brannte nur die Scheune 
total nieder, jedoch wurde auch ſein Wohnhaus 
durch anhaltendes Spritzen vollſtändig demolirt. 
Der Eigenthümer Jahnke, welcher ſchwerkrank da⸗ 
niederlag, wurde eiligſt nach dem gegenüberliegenden 
Keller getragen. Als dieſer aber auch von den 
Flammen ergriffen wurde, mußte der Aermſte die 
Dorfſtraße entlang nach einem der entfernt liegen⸗ 
den Häuſer geſchafft werden. Eine Frau, welche 
ihren Kaſten, worin ſie ihr Geld hatte, retten wollte, 
wurde von dem herabſtürzenden Dache ereilt und 
ſtark beſchädigt. Dem Eigenthümer Iben iſt 
ſämmtliches Vieh und Wirthſchaftsgeräth verbrannt. 
Von dem Mobiliar der Abgebrannten iſt wenig ge- 
rettet. Im Ganzen find fieben Gehöfte in Aſche 
gelegt. Obgleich kein Menſchenleben zu beklagen iſt, 
ſo haben doch mehrere Perſonen beim Retten an 
Sachen erhebliche Brandwunden davongetragen. Der 
Strohbedachung, ſowie dem munter dareinblaſenden 
Nordoſtwinde iſt wohl das ſchnelle Umſichgreifen des 
Feuers, deſſen aufſteigenden Rauch man hier ſchon 
um 11 Uhr bemerkte, zuzuſchreiben. Vermuthet wird 
Brandſtiftung. 

Tempelburg, 7. Mai. Der Freihofsbeſitzer 
Herr Johann Jahnke in Lubow, welcher, wie ſchon 
mitgetheilt, bei dem Brande am 29. v. M. erheb- 
liche Brandwunden beim verſuchten Retten der 


Pferde erhielt, ohne daß es ihm gelang, die Thiere 


aus dem Stall zu bekommen, iſt heute früh 1 Uhr 
an ſeinen Verletzungen geſtorben, auch die älteſte 
Tochter liegt an Brandwunden krank danieder und 
bewahrheitet ſich das Wort des Dichters auch hier: 
„Mit des Geſchickes Mächten iſt kein ew'ger Bund 
zu flechten und das Unglück ſchreitet ſchnell.“ Herr 
Jahnke war ein ſehr wohlhabender Mann und lebte 
mit ſeiner Familie ſo zu ſagen glücklich und hätte 
es wohl einige Tage früher nicht gedacht, ſo ſchnell 
ſein Hab und Gut, ja ſogar ſein Leben einzu⸗ 
büßen; es iſt ſomit dieſer Fall recht bedauerns⸗ 
werth. — Daß eine Katze fünf Junge bringt, iſt 
wohl nichts Seltenes, aber daß fünf junge Katzen 
zuſammengewachſen lebendig zur Welt kommen und 
von der Mutter genährt werden, paſſirt doch wohl 
nicht oft, indeß hat ſich der Schreiber dieſes am 3. 
d. M. davon perſönlich überzeugt, daß die Katze 
des Bäckermeiſters Herrn Hammermelſter hierſelbſt 
fünf zuſammengewachſene Junge geworfen, die die⸗ 
ſelben mit ſo mütterlicher Sorgfalt ſäugte, als ob 
jedes Junge für ſich geweſen wäre. 

Walsleben i. P., 8. Mai. Am Himmel- 
fahrtstage, Nachmittags ½ 7 Uhr, wurde unſer Ort: 
durch ein Bubenſtück eines 11jährigen Hütejungen 
in einen nicht geringen Schrecken verſetzt. Derſelbe 
hatte in der Scheune feines Dienſtgebers, des Büd- 
ners Julius Radke, Feuer angelegt und brannte 
dieſelbe in kurzer Zeit nieder. Mit großer Mühe 
gelang es noch dem Beſitzer, fein Pferd zu retten. 
3 Kühe, 12 Schafe find mit verbrannt. Viebſtand 
und Futtervorräthe waren nicht verſichert. Dank⸗ 
bar muß noch anerkannt werden, daß unſere Nach- 
barortſchaften mit 11 Feuerſpritzen innerhalb einer 
halben Stunde auf der Brandſtelle angelangt 
waren. 


Vermiſchtes. 

— Das ſenſationelle Ereigniß in Raab, das 
Wiederaufleben des gehängten Raubmörders Takacs, 
hat eine ſorgfältige Umſchau nach ähnlichen Vor⸗ 
fällen veranlaßt und ſo hat man denn eine ähnliche 
Schauergeſchichte aus dem vorigen Jahrhundert, 
welche in Halle paſſirt und allerdings einen anderen 
Verlauf gehabt haben ſoll, hervorgeſucht. Dieſe 
furchtbare Hiſtorie wird folgendermaßen dargeſtellt: 
Er. Johann Junker war um die Mitte des vori- 
gen Säkulums ein berühmter Arzt und Profeſſor 
der Anatomie in Halle. Einſtmals wurden ihm die 


Leichname von zwei Gehängten abgeliefert. Es 
waren Soldaten von der dortigen Beſatzung, welche 
ein Komplot angeſtiftet haben ſollten und nach den 
Kriegsgeſetzen beſtraft worden waren. Junker ließ 
dieſe Unglücklichen nach dem Secirſaal bringen, wo 
ſie am andern Tage zu Demonſtrationen dienen 
ſollten. Dieſes anatomiſche Laboratorium Heß an 
Junker's Studirzimmer. Zu ſpäter Abendſtunde, 
als der Profeſſor noch ruhig bei ſeinem Schreib⸗ 
tiſche ſaß und arbeitete, vernahm er nebenan ein 
ſtarkes Getöſe. Junker trat in den Saal, fand 
nur noch einen Leichnam auf dem Secirtiſch vor 
und ein wohl verzeihlicher Schauder überlief ihn, 
als er in einem Winkel den anderen Leichnam, zu⸗ 
ſammengekauert ſitzend, erblickte. Der Unglückliche 
war wieder lebendig geworden. Auf Junker's er⸗ 
ſtes Wort fiel er ihm demüthig zu Füßen; mit dem 
Zittern der Kälte ſowohl als der Todesangſt bat 
er ihn um Stillſchweigen und Erbarmen. Der 
mitleidige Gelehrte gab dem Nackten eines ſeiner 
eigenen Kleider und einen Mantel zum Umwerfen, 
ließ ihn einige Stärkung zu ſich nehmen und brachte 
ihn ſchließlich aus der Stadt in Sicherheit. Am 
anderen Morgen wußte Junker auch feinen Zuhs⸗ 
rern gegenüber das Fehlen des zweiten Leichnams 
zu bemänteln. Nach zehn oder zwölf Jahren rie⸗ 
fen ihn einige wichtige Geſchäfte nach Holland. In 
Amſterdam beſuchte er auch die Börſe. Hier be- 
gegnete ihm ein elegant gekleideter und wohlgebilde⸗ 
ter Mann von mittleren Jahren, von dem ihm 
ſein Cicerone bedeutete, er ſei einer der reichſten 
und rechtſchaffenſten Kaufleute in ganz Holland. 
Dieſer Handelsmann nun gab ſich Junker als der 
von ihm Gerettete zu erkennen, führte ihn in ſeine 
Familie und berichtete dem Profeſſor über fein wei- 
teres Geſchick und die Glücksfälle, die ihn zum rei⸗ 
chen holländiſchen Kaufherrn gemacht hatten. 


Literariſches. 

Proteſt gegen die Reichs ⸗ Orthographie. 
Bremen, Verlag von Kühtmann. 

Kärger, die orthographiſche Frage. Her⸗ 
mann in Berlin. 

Schuberth, ausführliches Wörterverzeichniß 
der neuen Orthographie. Berlin, Schleſter. 

Man ſieht, die Orthographie des Herrn von 
Puttkamer wirbelt Staub auf und bringt die Frage 
der Orthographie einmal wieder tüchtig in Gang. 
Darüber ſind alle einig, die alte Orthographie iſt 
ſchlecht, die neue iſt aber nicht beſſer. Eine gute 
Orthographie iſt nur herzuſtellen, wenn man für 
die langen Vokale eigene Zeichen herſtellt und dann 
den ganzen Plunder von Dehnungszeichen und Dop⸗ 
pelkonſonanten fortwirft. Vielleicht führt das jetzige 
Aufrühren der Sache dieſem Ziele einen Schritt 
näher. 171-73] 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 9. Mat. Die „Teiche Zeitung“ 
meldet aus Skutari: Re * 

Vorgeſtern erſchien das 
zum erſten Mal in albaneſiſcher Sprache und ver⸗ 
öffentlichte an feiner Spitze ein Unabhängigkeits⸗ 
Manifeſt, worin erklärt wird, Albanien habe auf- 
gehört, unter der Herrſchaft des Padiſchah zu ſtehen; 
die ottomaniſcheu Beamten nichtalbaneſiſcher Natto- 
nalität werden abgeſetzt und müſſen das Land ver⸗ 
laſſen, ausgenommen werden diejenigen, welche als 
Freunde Albaniens ſich bewährt haben. Das Mani- 
feſt iſt unterzeichnet von All Paſcha, Oberſt Hodo, 
Miriditenfürſt Prenk Doda, Mufti Haſiz und dem 
katholiſchen Biſchof Porten. Die Liga hat die 
öffentlichen Kaſſen mit Beſchlag belegt und den 
Konſulaten bewaffneten Schutz angeboten. Das 
Lager der bei Poplika ſtehenden Truppen Osman's 
iſt zur Liga übergegangen. 

Wien, 9. Mai. Die Eriftenz einer engliſchen 
Circularnote iſt Thatſache, ihre Publikation ſteht 
nahe bevor. In diplomatiſchen Kreiſen wird be⸗ 
merkt, die Note enthalte lediglich theoretiſche Aus- 
führungen, welchen jede Macht zuſtimmen könne, 
denn die Ausführung des Berliner Vertrages fei 
auch Oeſterreichs und Deutſchlands Wunſch — da- 
gegen enthalte die Note keinen einzigen poſitiven 
Vorſchlag über die Mittel zur Ausführung des 
Vertrages. 

Paris, 8. Mai. Der heutige Miniſterrath 
Lat ſich mit den kommuniſtiſchen Manifeftationen 
beſchäftigt, welche für den 23. Mai auf dem Pere 
Lachaiſe ſeitens der Radikalen angekündigt werden, 
und beſchloſſen, keinerlei politiſche Kundgebungen 
direkt auf den Straßen oder Kirchhöfen zu dulden. 

Paris, 9. Mai. Das „Journal offiztell“ 
veröffentlicht die Ernennung Decrals zum bevoll⸗ 
mächtigten Miniſter in Brüſſel für John Lemoine, 
welcher um Enthebung von dieſem Poſten nachge- 
ſucht hat. 

London, 8. Mat. Der Herzog und die Her ⸗ 
zogin von Connaught reiſten geſtern Abend nach 
Paris ab. Prinz Leopold tritt Mittwoch ſeine 
Reiſe nach Kanada an. 

Dem verſtorbenen Könige von Hannover ſoll 
ein Denkmal in der Georgskapelle im Schloſſe zu 
Windſor errichtet werden. 

Die Admiralität trifft Vorkehrungen für die 
weitere Verſtärkung des britiſchen Geſchwaders in 
den chineſiſchen Gewäſſern. 

London, 9. Mal. In Oxford hat heute 
die anderweitige Wahl eines Deputirten an Stelle 
Harcourt's, welcher zum Staatsſekretär des Innern 
ernannt worden iſt, ſtattgefunden. Harcourt erhielt 
2681 Stimmen und ſein Gegenkandidat Holl 2735 
Stimmen. Harcourt hat ſomit ſeinen Sitz im Un⸗ 
terhauſe wieder verloren. 

London, 9. Mai. Die Wiederwahl ſämmt⸗ 
licher Miniſter, mit Ausnahme Harcourt's iſt nun⸗ 
mehr erfolgt. 

In Leeds wurde geſtern Herbert Gladſtone, 
der Sohn des Premiers, faſt einſtimmig in das 
Unterhaus gewählt. 
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